
 
 
 
An 
Verbandsgemeindeverwaltung  
- Ordnungsamt - 
Am Rathaus 2  
 
66892 Bruchmühlbach-Miesau   

Az.:   554 326 
Sachbearb.: Frau Laufer 

                                                                                         Zimmer-Nr.: 4 
 Tel.:              922-0212 
 Email:  anja.laufer@vgbm.de 

 
            

 
Antrag auf Erteilung einer Ausnahmegenehmigung  

  nach § 4 Abs. 3 LImSchG vom Verbot des § 4 Abs. 1 LImSchG (Schutz der Nachtruhe) 
 

und / oder 
 

  nach § 6 Abs. 5 LImSchG vom Verbot des § 6 Abs. 1 LImSchG (Benutzung von Tonge- 
      räten) 
 
für die Veranstaltung:  ___________________________________________________          
    (genaue Bezeichnung) 

 
 
 
1. Antragsteller (Name des Veranstalters / Vereins) : 
 
 
2. Vertreten durch ( Name/n, Vorname/n):  
 
  
3. Tag / Tage der Veranstaltung:  Beginn:  Ende:   
 
 
(der Beginn  und  das Ende  der Veranstaltung, insbesondere die Uhrzeiten , sind zwingend  zu benennen! ) 
4. Ort der Veranstaltung:  (genaue Lage, Straße, Haus-Nr., Ort und ev. Ortsteil) 

 
 
5. Verantwortlicher Leiter der Veranstaltung:        ( Name, Vorname, Anschrift:) 
 
 
Telefonnummer, unter welcher der Leiter der Veranst altung während deren Durchführung erreichbar ist: 
 
 
 
Mir / Uns ist bekannt, daß für die Ausnahmegenehmig ung eine Gebühr nach dem Gebührenverzeichnis der Ver -
bandsgemeindeverwaltung Bruchmühlbach-Miesau i.V.m. der Landesverordnung über die Gebühren der allge-
meinen und inneren Verwaltung einschließlich der Poli zeiverwaltung (Besonderes Gebührenverzeichnis) zu 
entrichten ist. 
 
Ort, Datum:      Unterschrift / en: 
 
 
 
 
          
                      .... 

 
 
 
 
 

Eingangsstempel 

 



Auszug aus dem 
Landes-Immissionsschutzgesetz (LImScHG) 

Vom 20 Dezember 2000 (GVBl. S. 578) 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 19.08.2014 (GVBl. S. 194) 

 
in der zurzeit geltenden Fassung 

 
§ 4 

Schutz der Nachtruhe 
 
 
(1) Von 22 bis 6 Uhr (Nachtzeit) sind Betätigungen verboten, die zu einer Störung der Nachtruhe führen können. 
 
(2) Das Verbot nach Absatz 1 gilt nicht 

1. für Maßnahmen zur Verhütung einer Gefahr oder Beseitigung einer Notlage, 
2. für Gewerbebetriebe innerhalb von Baugebieten, die nach dem geltenden Bauplanungsrecht vorwiegend für Be 
 triebe dieser Art vorgesehen sind, 
3. für sonstige Gewerbebetriebe und für landwirtschaftliche Betriebe, soweit sich die unvorhersehbare Notwendig-

keit ergibt, Arbeiten während der Nachtzeit durchzuführen, und die Grundpflicht des § 3 Abs. 1 beachtet wird, 
4. für rollbare Müllbehälter mit einem Fassungsvermögen von höchstens 1100 Litern. 

 
(3) Die zuständige Behörde kann im Einzelfall auf Antrag weitere Ausnahmen von dem Verbot nach Absatz 1 zulassen, wenn die 
Ausübung der Tätigkeit während der Nachtzeit im öffentlichen Interesse oder im überwiegenden Interesse einer beteiligten Person 
geboten ist. Die Ausnahme soll unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden. Der Zulassung nach Satz 1 bedarf 
es nicht, wenn für die Ausübung der Tätigkeit nach anderen öffentlich-rechtlichen Vorschriften eine Erlaubnis erteilt worden ist. Vor 
Erteilung der Erlaubnis ist das Einvernehmen der nach § 15 Abs. 1 Satz 1 zuständigen Behörde einzuholen, sofern diese nicht für 
die Erteilung der Erlaubnis zuständig ist. 
 
(4) Für die Außengastronomie kann die zuständige Behörde allgemein oder auf Antrag für den Einzelfall den Beginn der Nachtzeit 
um eine Stunde hinausschieben. Bei Vorliegen eines öffentlichen oder eines berechtigten privaten Interesses kann sie den Beginn 
der Nachtzeit auch um mehr als eine Stunde hinausschieben. Die Gemeinden werden ermächtigt, Regelungen auch durch Satzung 
zu treffen (§ 24 Abs. 1 Satz 2 der Gemeindeordnung). Zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen ist der durch die Außen-
gastronomie verursachte Lärm durch Auflagen auf ein Mindestmaß zu beschränken. Die Entscheidung kann befristet erteilt werden; 
sie soll widerrufen werden, wenn der Schutz der Allgemeinheit dies erfordert. 
 
(5) Bei Vorliegen eines öffentlichen Bedürfnisses oder besonderer örtlicher Verhältnisse kann die zuständige Behörde für Messen, 
Märkte, Volksfeste, Volksbelustigungen und ähnliche Veranstaltungen und für die Nacht vom 31. Dezember zum 1. Januar ein-
schließlich der damit verbundenen Außengastronomie allgemeine Ausnahmen von dem Verbot nach Absatz 1 zulassen. Ein öffent-
liches Bedürfnis liegt in der Regel vor, wenn eine Veranstaltung der Pflege des historischen oder kulturellen Brauchtums dient oder 
sonst von besonderer kommunaler Bedeutung ist und deshalb das Interesse der Allgemeinheit an der Durchführung der Veranstal-
tung gegenüber dem Interesse der Nachbarschaft an ungestörter Nachtruhe überwiegt. 
 
(6) Sofern die Voraussetzungen des § 8 Nr. 2 Buchst. a der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV) vom 29. 
August 2002 (BGBl. I S. 3478) in der jeweils geltenden Fassung vorliegen, ist der Einsatz von lärmarmen Müllsammelfahrzeugen 
und Kehrmaschinen in der Zeit zwischen 6 und 22 Uhr ohne Ausnahmegenehmigung zulässig. 
 
........ 

§ 6 Benutzung von Tongeräten 
 
(1) Geräte, die der Erzeugung oder Wiedergabe von Schall oder Schallzeichen dienen (Tongeräte), insbesondere Lautsprecher, 
Tonwiedergabegeräte, Musikinstrumente und ähnliche Geräte, dürfen nur in solcher Lautstärke benutzt werden, dass unbeteiligte 
Personen nicht erheblich belästigt werden oder die natürliche Umwelt nicht beeinträchtigt werden kann. 
 
(2) Pressluft- oder druckgasbetriebene Lärmfanfaren dürfen, über den Regelungsbereich des § 3 der Sportanlagenlärmschutzver-
ordnung (18. BImSchV) vom 18. Juli 1991 (BGBl. I S. 1588, 1790) in der jeweils geltenden Fassung hinausgehend, auch außerhalb 
von Sportanlagen nicht benutzt werden. 
 
(3) Auf öffentlichen Verkehrsflächen, in öffentlichen Anlagen, in Kraftfahrzeugen auf öffentlichen Verkehrsflächen sowie in und auf 
sonstigen Anlagen, die der allgemeinen Nutzung dienen, auf Zelt- und Campingplätzen, in Schwimm- und Strandbädern sowie in 
der freien Natur ist die Benutzung der in Absatz 1 genannten Tongeräte verboten, wenn hierdurch andere erheblich belästigt wer-
den können oder die natürliche Umwelt beeinträchtigt werden kann. 
 
(4) Abweichend von den Absätzen 1 und 3 ist die Benutzung von Tongeräten für Zwecke der Wahlwerbung zu Europa-, Bundes-
tags-, Landtags- oder Kommunalwahlen in den letzten sechs Wochen vor der Wahl durch Parteien, Wählergruppen oder sonstige 
politische Vereinigungen zulässig. Die zuständige Behörde kann aus dringenden Gründen die Wahlwerbung örtlich und zeitlich 
einschränken. 
 
(5) Die zuständige Behörde kann bei einem öffentlichen oder bei überwiegendem privaten Interesse im Einzelfall auf Antrag Aus-
nahmen von den Bestimmungen der Absätze 1 und 3 zulassen. Die Ausnahme soll zum Schutz der Allgemeinheit und Nachbar-
schaft unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden. Außerdem kann die zuständige Behörde abweichend von 
Absatz 3 zeitlich begrenzte Darbietungen in innerstädtischen Fußgängerzonen, insbesondere mit Musikinstrumenten, allgemein 
zulassen und die dabei zu beachtenden Anforderungen festlegen. 
 
(6) Die Absätze 1 und 3 finden auf Schallzeichen zur Warnung vor Gefahren, auf vorgeschriebene Signal- und Warneinrichtungen 
sowie auf Geräte, die im Rahmen eines öffentlichen Verkehrsbetriebes verwendet werden, keine Anwendung. 


